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E
s gibt besonders krasse Fälle
von Verwaltungsversagen. Die
Katastrophe bei der Duisbur-
ger Love Parade, die niemals

hätte genehmigt werden dürfen. Den
Einsturz des Kölner Stadtarchivs wegen
Schlampereien bei Tiefbauarbeiten für
eine neue U-Bahn-Linie und völlig un-
zureichender Bauaufsicht. Oder den ak-
tuellen Breisgauer Missbrauchsfall. Da
wurde ein Junge über lange Zeit von sei-
nem Stiefvater und mehreren zahlenden
Pädokriminellen schwer sexuell miss-
braucht und misshandelt, obwohl die Ju-
gendbehörden und Gerichte von den
Gefahren wussten. Man könnte es sich
leichtmachen und darauf verweisen,
dass schwere Verwaltungsdesaster in
Deutschland extrem selten sind, zumal
solche, bei denen wie in Köln vor neun
und in Duisburg vor bald acht Jahren
Menschen ums Leben kommen. Auch
die Verwaltungsforschung hat sich lange
darauf konzentriert zu ergründen, war-

um Organisationen funktionieren,
nicht, warum sie versagen. Doch nur
weil ein Fall vergleichsweise selten ein-
tritt, müssen die Abläufe, Entscheidun-
gen oder Versäumnisse, die ihn bedin-
gen, nicht ebenfalls automatisch selten
vorkommen.

Fehler zu erkennen und zu korrigieren
zählt zu den Kernaufgaben von Verwal-
tung. Tag für Tag funktioniert das in den
Amtsstuben quer durch die Republik
auch reibungslos und routiniert, weil
sich verantwortungsbewusste Verwal-
tungsmitarbeiter möglicher Anfechtun-
gen und Sollbruchstellen bewusst sind
und auch unter (Zeit-)Druck sachgerech-
te Entscheidungen treffen. Warum diese
Korrekturroutinen trotzdem manchmal

mit fatalen Folgen versagen, erforscht
seit einigen Jahren der in Konstanz leh-
rende Verwaltungswissenschaftler Wolf-
gang Seibel. Er hat herausgefunden: Es
liegt nicht einfach an individuellem Dilet-
tantismus oder diffusen Umständen und
schon gar nicht daran, dass die moderne
Gesellschaft immer komplexer wird. Viel-
mehr liegt bei Verwaltungsdesastern
stets eine Kombination aus System- und
Individualversagen vor.

Nach intensiver Analyse verschiedener
Fälle ist Seibel überzeugt, dass es unter-
schiedliche „Gegenanreize“ für Verwal-
tungsmitarbeiter gibt, Pflichten zu verlet-
zen oder Vorschriften zu biegen und zu
dehnen. Nicht selten komme es etwa zu
einer „Politisierung von Sachfragen“ in

der Verwaltung. „Die Fachrationalität
der Verwaltung wird dann verdrängt von
den Zielen der politischen Entschei-
dungsträger.“

Besonders folgenschwer war das bei
der Love Parade. Sehr früh war bekannt,
dass der alte Duisburger Güterbahnhof
nicht für eine Massenveranstaltung wie
das Technospektakel geeignet war. Mitar-
beiter warnten ausdrücklich davor, dass
es sogar zu strafrechtlichen Konsequen-
zen kommen könnte, sollte die Love Pa-
rade auf dem Gelände stattfinden. Doch
leitende Verwaltungsbeamte setzten sich
über die gut begründeten und in Vermer-
ken festgehaltenen Bedenken hinweg.
Denn 2010, als das Ruhrgebiet europäi-
sche Kulturhauptstadt war, gab es enor-
men politischen Druck, die Love Parade
unbedingt stattfinden zu lassen. Statt
schwerwiegende Bedenken der eigenen
Mitarbeiter ernst zu nehmen und die Ver-
anstaltung abzusagen, erteilte das zustän-
dige Bauamt dem Massenspektakel die
Genehmigung. „Damit wurden Risiken
für Leib und Leben heraufbeschworen,
die angesichts der geltenden Sicherheits-
bestimmungen gar nicht hätten auftreten
dürfen“, sagt Seibel.

Unheilvolle Gegenanreize auf dem
Weg in ein Verwaltungsverderben können
zudem Geld- oder Personalmangel sein.
Seibel hat aber auch herausgefunden, dass
Behörden risikobereiter zu sein scheinen,
wenn die Gruppe potentieller Opfer sich
kaum oder gar nicht artikulieren kann. Ty-
pisch dafür sind die Fälle von Kleinkin-
dern in sogenannten Problemfamilien, die
unter den Augen des Jugendamts zu Scha-
den oder gar ums Leben kommen. So wie
im Fall der drei Jahre alten Yagmur, der
Ende 2013 bundesweit Empörung hervor-
rief. Das kleine Mädchen war in der Ob-
hut ihrer überforderten Mutter gestorben,
obwohl ihr Schicksal den Hamburger Ju-
gendbehörden bestens bekannt war. Ver-
gleichsweise banale Umstände wie ein
Umzug der Mutter und der Zuständig-
keitswechsel von einem zum anderen Ju-
gendamt führten zu Koordinationsproble-
men, die mit mehr Aufmerksamkeit und
weniger Routine einfach zu lösen gewesen

wären. So starb das Kind an den Miss-
handlungen seiner Mutter.

In Politik und Verwaltung in Deutsch-
land fehlt es, anders als etwa in der Luft-
fahrt, an einer etablierten Fehleraufklä-
rung nach einheitlichen Verfahrensre-
geln. Immerhin gibt es manche guten An-
sätze: Der Fall Yagmur wurde von der
Hamburger Bürgerschaft umfassend auf-
gearbeitet. Das hatte freilich auch damit
zu tun, dass es sich eben doch nicht nur
um einen Einzelfall handelte – schon
2009 und 2012 war es in den Fällen „Lara
Maria“ und „Chantal“ in der Hansestadt
zu ähnlich schweren Fällen der Vernach-
lässigung der staatlichen Pflicht zur Kin-
deswohlsicherung gekommen. Im aktuel-
len Breisgauer Fall haben nun die zustän-
digen Gerichte und Behörden selbst Un-
tersuchungen angekündigt. Das ist ein
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer
Fehlerkultur. Schon jetzt gibt es Hinwei-
se, dass sich die These vom mangelnden
behördlichen Gehör für manche Opfer
auch in diesem Fall bestätigt. Denn im
Breisgauer Fall bestellten die befassten
Gerichte weder einen Verfahrensbei-
stand, der die Interessen des Jungen hät-
te vertreten können, noch hörten sie ihn
selbst an, bevor sie gegen seine Inobhut-
nahme entschieden.

In Deutschland existiert noch immer
keine Kultur, in der schwere Fälle von
Verwaltungsversagen grundsätzlich und
ohne Ausnahme untersucht würden.
Das traurige Paradebeispiel ist auch hier
die Love Parade. Schon kurz nach der
Katastrophe äußerten viele Angehörige
der 21 Todesopfer, ihnen gehe es nicht in
erster Linie darum, dass jemand bestraft
werde, sondern darum, dass sich ähnli-
ches verantwortungsloses Verwaltungs-
handeln nie mehr wiederhole. Doch we-
der richtete der Nordrhein-Westfälische
Landtag einen Untersuchungsausschuss
ein, noch konnte sich die damalige rot-
grüne Regierung dazu durchringen, ei-
nen Sonderermittler einzusetzen. Auch
dies geschah aus politischen Opportuni-
tätserwägungen – die Regierung wollte
ihren Innenminister nicht beschädigen,
die größte Oppositionspartei CDU woll-

te ihren ohnehin schon schwer ange-
schlagenen Duisburger Oberbürgermeis-
ter schützen.

So bleibt in Sachen Love Parade nur
das Gerichtsverfahren, das nach jahre-
langem Hin und Her im Dezember end-
lich begonnen hat. Zur umfassenden
Aufarbeitung von Verwaltungsdesastern
eignen sich Strafprozesse allerdings sel-
ten. Auch Angehörige der Love-Parade-
Opfer fürchten, dass der Prozess ohne
eine Verurteilung endet. Im Fall Yag-
mur kam es noch nicht einmal zur
Hauptverhandlung, die Ermittlungen
gegen Mitarbeiter der beteiligten Ham-
burger Jugendbehörden wurden einge-
stellt, weil die Staatsanwaltschaft keine
Anhaltspunkte für strafbare Handlun-
gen fand. Strafrechtliche Entlastung in-
dividueller Akteure könne „als Entlas-
tung von tatsächlicher Verantwortung
fehlgedeutet und missbraucht werden“,
warnt Seibel. „Aber auch wenn es nicht
strafrechtlich relevant ist, besteht im-
mer ein ursächlicher Zusammenhang
zwischen Handeln oder Unterlassen
und Behördenversagen.“ Er bezeichnet
die Ursachenforschung als normatives
Gebot. Denn im demokratischen
Rechtsstaat und seiner Verwaltung dür-
fe es keine verantwortungsfreien Räume
geben: Werden Fehlleistungen nicht
umso rigoroser aufgeklärt, je schwerwie-
gender ihre Folgen sind, beschädigt das
die Glaubwürdigkeit und Legitimation
staatlicher Institutionen.

Aus einem weiteren systemisch-prag-
matischen Grund ist die Fehlerkultur
wichtig: Nur wer seine Fehler kennt,
kann vermeiden, Fehler zu wiederholen.
Fehlerkultur bedeutet institutionalisier-
tes Lernen. Deshalb spricht viel dafür,
die Love Parade und andere Fälle von
Verwaltungsdesastern in der Ausbildung
von angehenden Verwaltungsmitarbei-
tern exemplarisch zu behandeln. Sie müs-
sen lernen zu erkennen, wo die Grenzen
des immer auch notwendigen Pragmatis-
mus liegen: Sobald es um Gefahren für
die physische Sicherheit von Menschen
geht, muss nach dem Grundgesetz für
die Verwaltung das Null-Toleranz-Prin-
zip gelten.

Amtliches Versagen wie
beim Missbrauchsfall im
Breisgau ist selten. Aber
das ist keine Ausrede:
Die Verwaltung braucht
eine andere Fehlerkultur.

Von Reiner Burger
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